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Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden ufw. 32 


(Nr. 13204.) Bekanntmachung der neuen Faſſung der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der 
Gewerbeſteuer. Vom 15. März 1927. 

Auf Grund des Artikels 13 des Geſetzes über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1927 

vom 8. März 1927 (Geſetzzamml. S. 17) wird der neue Wortlaut der Verordnung über die vorläufige Neuregelung 

der Gewerbeſteuer (Gewerbeſteuerverordnung) in der für das Rechnungsjahr 1927 geltenden Faſſung nachſtehend 

bekanntgemacht. 


Berlin, den 15. März 1927. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff 


Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer 


(Gewerbeſteuerverordnung) 
in der für das Rechnungsjahr 1927 geltenden Faſſung. 


Artikel J. 
Die Gemeinden ſind berechtigt, nach den Vorſchriften dieſer Verordnung eine Gewerbeſteuer zu erheben. 


J. Gegenſtand der Beſteuerung. 
81. i 
(1) Der Gewerbeſteuer unterliegen die ſtehenden Gewerbe einſchließlich des Bergbaues, zu deren Ausübung 
eine Betriebsſtätte in Preußen unterhalten wird. | s 
(2) Als Gewerbebetrieb gilt jede fortgeſetzte, auf Gewinnerzielung gerichtete ſelbſtändige Tätigkeit, die ſich 
als Beteiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehre darſtellt. f 
(3) Als Gewerbebetrieb gilt auch die entſprechende Tätigkeit von Vereinen, eingetragenen Genoſſenſchaften, 
Körperſchaften ſowie von Konſumanſtalten gewerblicher Unternehmungen im Nebenbetriebe ‚ jelbft wenn fie ſatzungs⸗ 
gemäß und tatſächlich auf einen feftumgrenzten Perſonenkreis beſchränkt und nicht auf Gewinnerzielung gerichtet ift. 
(4) Betriebsſtätte im Sinne dieſer Verordnung iſt jede feſte örtliche Anlage oder Einrichtung, die der Aus⸗ 
übung des Betriebs eines ſtehenden Gewerbes dient. Außer dem Hauptſitz eines Betriebs gelten hiernach als 
Betriebsſtätten: Zweigniederlaſſungen, Fabrikationsſtätten, Ein⸗ und Verkaufsſtellen, Kontore und ſonſtige zur 
Ausübung des Gewerbes durch den Unternehmer ſelbſt, deſſen Geſchäftsteilhaber, Prokuriſten oder andere ſtändige 


Vertreter unterhaltene Geſchäftseinrichtungen. Als Betriebsſtätten gelten auch Bauausführungen, die die Dauer 
von 12 Monaten überſchreiten. 
8 2. 


() Auf Antrag kann ſolchen Unternehmen, deren Gewinn ausschließlich zu wohltätigen oder gemeinnützigen 
Zwecken verwendet wird, durch den Gewerbeſteuerausſchuß Steuerfreiheit gewährt werden. Eine Verwendung 
für Zwecke des Reichs, des Staates und der Kommunalverwaltung gilt an ſich noch nicht als gemeinnützig oder 
wohltätig im Sinne dieſer Vorſchrift. Der Antrag iſt beim Gemeindevorſtande zu ſtellen, welcher ihn dem Vor⸗ 
ſitzenden des Gewerbeſteuerausſchuſſes vorzulegen hat, N 

(2) Gegen die Entſcheidung des Gewerbeſteuerausſchuſſes ſteht dem Antragſteller und dem Gemeinde— 
vorſtande ſowie einem jeden Mitgliede des Ausſchuſſes, welches gemäß § 21 Abſ. 2 nach Anhörung der amtlichen 
Berufsvertretungen (Handelskammern, Handwerkskammern) ernannt worden ift, binnen einer Friſt von zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Gewerbeſteuerberufungsausſchuß zu, welcher endgültig entſcheidet. 

(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 6. April 1927.) 
Geſetzſammlung 1927. (Mr. 13204.) 8 


5 
93. 


Der Gewerbeſteuer unterliegen nicht: 
1. a) die Land⸗ und Forſtwirtſchaft, die Viehzucht und die Jagd; 
) die Fiſchzucht und der Fiſchfang / N 5 
c) der Obſt⸗ und Weinbau ſowie der Gartenbau. f 


Die Befreiung erſtreckt ſich ſowohl auf den Abſatz der ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe im rohen 
Zuſtand als auch auf den Abſatz nach einer Verarbeitung, die in dem Bereiche des betreffenden Er⸗ 
werbszweigs liegt; dies gilt auch für die Vermehrung der eigenen Saaten durch dritte landwirt⸗ 
ſchaftliche Betriebe auf Grund von Anbauverträgen. Die Verarbeitung in landwirtſchaftlichen 
Branntweinbrennereien (5 25 des Geſetzes über das Branntweinmonopol vom 8. April 1922 — 
Reichsgeſetzbl. I S. 405 —) gilt nicht als im Bereiche der Landwirtſchaft liegend. 

Eine Befreiung findet nicht ſtatt, wenn Vieh gewerbsmäßig überwiegend von erkauftem Futter 
unterhalten wird, um es zum Verkaufe zu mäſten oder mit der von ihm gewonnenen Milch zu 
handeln, ferner wenn die Milch einer Herde, das Obſt eines Gartens und ähnliche Nutzungen ab⸗ 
geſondert zum Gewerbebetriebe gepachtet werden. 

Molkereigenoſſenſchaften, Winzervereine und andere Vereinigungen zur Bearbeitung und Ver⸗ 
wertung der ſelbſtgewonnenen landwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Erzeugniſſe der Mitglieder 
unterliegen der Gewerbeſteuer nur unter denſelben Vorausſetzungen, unter denen auch der Geſchäfts⸗ 
betrieb des einzelnen Mitglieds hinſichtlich feiner ſelbſtgewonnenen landwirtſchaftlichen oder gärkneri⸗ 
ſchen Erzeugniſſe der Gewerbeſteuer unterworfen iſt. 

2. die Ausübung eines amtlichen Berufs, einer künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen, ſchriftſtelleriſchen, 
unterrichtenden oder erziehenden Tätigkeit, insbeſondere auch des Berufs als Arzt, als ſtaatlich ge⸗ 
prüfter Dentiſt, als Rechtsanwalt, als vereideter Land⸗ und Feldmeſſer ſowie als Markſcheider. 


at 791 Il. Bemeſſungsgrundlagen. 
5 ga. | 

1 40 1 10 9000 Mehrere Betriebe derſelben Perſon innerhalb derſelben Gemeinde werden als ein ſteuerpflichtiges Ge⸗ 
0 [Bette veranlagt. Die Gewerbeſteuer wird bemeſſen nach dem Gewerbeertrag und nach dem Gewerbekapital. 
5 2) An Stelle des Gewerbekapitals kann auf Beſchluß der Gemeinde die Lohnſumme treten. Die Beſchlüſſe 
der Gemeinden ſind für das Rechnungsjahr zu faſſen. Die Beſchlüſſe der Gemeinden über Einführung der Be⸗ 

meſſung nach der Lohnſumme oder über den Übergang von der Bemeſſung nach der Lohnſumme zu der Bemeſſung 

nach dem Gewerbekapital müſſen bis zum 30. April gefaßt fein; fie ſollen binnen zwei Wochen nach der Beſchluß⸗ 

faſſung den zuſtändigen Veranlagungsbehörden zugeſtellt werden. 


* 


9 5. 
(1) Der Gewerbeertrag wird nach den Beſtimmungen des Reichseinkommenſteuergeſetzes über das ſteuer⸗ 

bare Einkommen aus Gewerbebetrieb und deſſen Ermittlung feſtgeſtellt. Die auf die Reichseinkommenſteuer be⸗ 
züglichen Vorſchriften der $$ 12ff. des Reichsgeſetzes vom 4. Juni 1923 (Reichsentlaſtungsgeſetz) — Reichsgeſetzbl. I 
S. 305 — finden Anwendung. i 
(2) Zu den abzugsfähigen Betriebsausgaben gehören nicht: 3 4 

a) die Zinſen für das Gewerbekapital, mag dieſes dem Gewerbetreibenden ſelbſt oder Dritten gehören, 
und für Schulden, die behufs Anlage oder Erweiterung des Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebs 
kapitals oder ſonſtiger Verbeſſerungen aufgenommen find; 

b) die Bezüge der Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft, der Kommanditgeſellſchaft, der Gefell- 
ſchaft mit beſchränkter Haftung und der perſönlich haftenden Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien für die ihrer Geſellſchaft geleifteten Arbeiten und Dienſte 

e) bei Vereinigungen zu gemeinſamem Einkaufe von Lebensmitteln oder hauswirtſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtänden im großen und Abſatz im kleinen der ſogenannte Kundengewinn, ſoweit dieſer fünf vom Hundert 
der auf die Waren geleiſteten Barzahlungen überſteigt hierbei macht es keinen Unterſchied, ob der 
Kundengewinn Mitgliedern oder Nichtmitgliedern gewährt wird / 

d) der Teil der Miet⸗ und Pachtzinſen der dem Gewerbebetriebe dienenden gemieteten und gepachteten 
Grundſtücke, Gebäude, Räumlichkeiten und Betriebsmittel, der über die von gleichartigen Betrieben 
unter ähnlichen Verhältniſſen üblicherweiſe gezahlten Miet⸗ und Pachtzinſen hinausgeht, und ein 
Viertel der nach Ausscheidung der vorbezeichneten Beträge verbleibenden Miet⸗ und Pachtzinſen. Gehört 
der Miet- und Pachtzins zum gewerbeſteuerpflichtigen Ertrag eines Unternehmens des Vermieters 
oder Verpächters und liegt die Leitung des Unternehmens des Mieters oder Pächters in derſelben 
Gemeinde wie die Leitung des Unternehmens des Vermieters oder Verpächters, ſo gehört der Miet 

. oder Wachtzins in voller Höhe zu den abzugsfähigen Betriebsausgaben. | 

(8) Bei Gewerbebetrieben, die nicht in der Form der juriſtiſchen Perſon betrieben werden, bei Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung und bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien können als Entgelt für die perſönlichen Arbeiten 
und Dienſte des oder der Geſchäftsinhaber (Geſellſchafter) insgeſamt 1 500 Reichsmark abgezogen werden. 


ae. 


(4) Als Gewerbeertrag gelten nicht: ö ö 
a) bei Verſicherungsunternehmen die zu Rücklagen für Leiſtungen aus Verſicherungen erforderlichen 
Betrãge / 
b) bei Geſellſchaften, die nachweislich ſeit Beginn des der Veranlagung zugrunde gelegten Geſchäftsjahrs 
mindeſtens ein Viertel der geſamten Aktien, Kuxe, Anteile und Genußſcheine einer anderen Erwerbs⸗ 
geſellſchaft beſitzen, die hierauf entfallenden Gewinnanteile jeder Art. 


5 6. 

(1) Gewerbekapital (Anlage- und Betriebskapital) iſt das Betriebsvermögen im Sinne des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes, ſoweit es dem gewerbeſteuerpflichtigen Betriebe dauernd gewidmet iſt, mit Ausnahme der von der 
Grundvermögenſteuer betroffenen Gegenſtände. Maßgebend iſt der auf Grund des Reichsbewertungsgeſetzes 
feſtgeſtellte Einheitswert. 

(2) Hinzuzuſetzen ſind: 

a) die Schulden, die bei der Feſtſetzung des Einheitswerts in Abzug gebracht ſind, ſoweit ſie behufs 
Anlage oder Erweiterung des Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals oder ſonſtiger Verbeſſe— 
rungen aufgenommen find; : | 

b) der Wert der dem Unternehmen dienenden, nicht der Grundvermögenſteuer unterliegenden Gegen⸗ 
ſtände, die im Eigentum eines anderen ſtehen, es ſei denn, daß der Wert dieſer Gegenſtände bei dem 
Eigentümer als Gewerbekapital der Gewerbekapitalſteuer unterliegen würde. Liegt die Leitung des 
Unternehmens des Steuerpflichtigen in derſelben Gemeinde wie die Leitung des Unternehmens des 
Eigentümers und gehört der Wert der fraglichen Gegenſtände zum Gewerbekapital des Eigentümers, 

* jo findet die Hinzurechnung des Wertes dieſer Gegenſtände nicht ſtatt. 


§ 7. 
(Erſetzt durch die Neufaſſung des $ 6.) 


i 88. 

() Die Lohnſumme wird nach Maßgabe der ſämtlichen Löhne und Gehälter ermittelt, welche an die im 
Betriebe beſchäftigten Arbeitnehmer gezahlt werden. 5 

(2) Als Arbeitnehmer gelten alle Perſonen, welche in dem Betriebe gegen Lohn, Gehalt oder ſonſtige geld⸗ 
werte Gegenleiſtungen dauernd oder vorübergehend beſchäftigt ſind, ohne Rückſicht auf die Höhe ihres Einkommens, 
mit Ausnahme der Perſonen, deren Bezüge nach § 5 Abſ. 2 nicht zu den abzugsfähigen Betriebsausgaben gehören. 
Lehrlinge, die auf Grund eines ſchriftlichen Lehrvertrags eine ordnungsmäßige Ausbildung erfahren, ſowie Kriegs- 
und Unfallverletzte mit mindeſtens 50 vom Hundert Erwerbsunfähigkeit werden nicht mitgerechnet. 

(e) Als Lohn oder Gehalt gelten Tantiemen, Gratifikationen, Wert einer freien Wohnung, Verpflegung und 
alle ſonſt gewährten Vergütungen und Gegenleiſtungen. 


9 9. 
Befinden ſich Betriebsſtätten eines gewerblichen Unternehmens ſowohl innerhalb wie außerhalb Preußens, 


n fo find nur die auf die preußiſchen Betriebsſtätten entfallenden Teile des Gewerbeertrags und des Gewerbekapitals 
beziehungsweiſe der Lohnſumme der Beſteuerung unterworfen. 


9 10. 


E Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Beſtimmungen zu treffen, nach denen bei der Berechnung der Gewerbe— 
ſteuer der Gewerbeertrag, das Gewerbekapital und die Lohnſumme abzurunden iſt. 


III. Steuerſütze. 
§ 11. 

(1) Der Steuerſatz nach dem Gewerbeertrage beträgt für die erſten angefangenen oder vollen 1 200 Reichs⸗ 
mark des abgabepflichtigen Erkrags / vom Hundert, für die weiteren angefangenen oder vollen 1 200 Reichs⸗ 
mark des abgabepflichtigen Ertrags 1 vom Hundert, für die weiteren angefangenen oder vollen 1 200 Reichsmark 
des abgabepflichtigen Ertrags 1½ vom Hundert, für die weiteren Beträge 2 vom Hundert. 

(2) Die Steuerſätze für die erſten 36600 Reichsmark des abgabepflichtigen Ertrags ermäßigen ſich bei Lohn⸗ 


gewerbetreibenden (insbeſondere ſelbſtändigen Zwiſchenmeiſtern und Hausgewerbetreibenden) auf die Hälfte der 
im Abſ. 1 beſtimmten Sätze. u 
9 12 


3 ( Der Steuerſatz vom Gewerbekapital beträgt für den Teil des Gewerbekapitals, der 12 000 Reichsmark 
nicht überſteigt, J vom Tauſend, für den darüber hinausgehenden Teil ¼ vom Tauſend. 


(2) Betriebe, deren Gewerbekapital 3 000 Reichsmark nicht überſteigt, bleiben von der Be euerung nach 
dem Gewerbekapital befreit. 0 ch icht überſteigt, ſt g nach 


— 24 _. 


Sag, 
(Geſtrichen.) 


9 14. 
Der Steuerſatz nach der Lohnſumme beträgt 1 vom Tauſend der Lohnſumme. 


8 15. 
(Geſtrichen.) 


IV. Veranlagungszeitraum. 
9 16. 
() Die Veranlagung der Gewerbeſteuer erfolgt für das Rechnungsjahr. 


(2) Der Veranlagung des Steuergrundbetrags nach dem Ertrag iſt der Ertrag zugrunde zu legen, den das 
Unternehmen in dem dem Rechnungsjahre vorangegangenen Kalenderjahr erzielt hat) iſt der Betrieb erſt nach 
Beginn dieſes Kalenderjahrs eröffnet worden, jo tritt an die Stelle des Kalenderjahrs der Zeitraum von der Er- 
öffnung des Betriebs bis zum Ablaufe des Kalenderjahrs der Eröffnung. An Stelle des Kalenderjahrs tritt bei 
Unternehmen, die für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtſchaftsjahr regelmäßig Geſchäftsabſchlüſſe machen, 
das Wirtſchaftsjahr, das in dem maßgebenden Kalenderjahr endet, oder, wenn der Betrieb erſt nach Beginn dieſes 
Kalenderjahrs eröffnet worden iſt, das erſte Wirtſchaftsjahr. Umfaßt der für die Ermittlung des Ertrags maßgebende 
Zeitraum weniger als zwölf Monate, fo iſt fein Ergebnis auf ein volles Jahresergebnis umzurechnen. Liegt bei 
der Veranlagung noch kein Jahresabſchluß vor, ſo kann das Ergebnis im Wege der Schätzung ermittelt und ein 
vorläufiger Veranlagungsbeſcheid erteilt werden. Die Veranlagung iſt zu berichtigen, ſobald der Abſchluß vorliegt. 

(3) Für die Veranlagung des Steuergrundbetrags nach dem Gewerbekapital iſt maßgebender Zeitpunkt 
im Sinne des § 7 des Reichsbewertungsgeſetzes der Beginn des 1. Januar des Kalenderjahrs, in dem das Nech- 


nungsjahr anfängt, für das die Veranlagung vorzunehmen iſt, oder, wenn der Betrieb ſpäter eröffnet wird, der 
Tag der Eröffnung des Betriebs. 


(4) Der Steuergrundbetrag nach der Lohnſumme wird nur auf Antrag des Steuerpflichtigen oder einer be⸗ 
teiligten Gemeinde veranlagt, ſofern ein berechtigtes Intereſſe an der Veranlagung dargelegt wird. 

88 455 $ 17. 2 

Die Steuerpflicht bezüglich der Steuer nach dem Gewerbeertrag und nach dem Gewerbekapital beginnt mit 
dem Anfange des auf die Eröffnung des Betriebs folgenden Kalendermonats und endet mit dem Ablaufe desjenigen 
Kalendermonats, in welchem der Betrieb eingeſtellt wird. Zeitweilige, durch die Natur des Gewerbes bedingte 
Unterbrechung befreit nicht von der Steuerpflicht für die Zwiſchenzeit bis zur Wiederaufnahme des Betriebs. 


V. Steuerſchuldner, allgemeine Vorſchriften, Entſtehung und Fälligkeit der Steuerſchuld, Geſchäfts⸗ 
fähigkeit, Vertretung, Vollmacht, Haftung, Verjährung, Erſtattungsanſprüche. =» 
$ 18. 


Schuldner der Gewerbeſteuer ift der Inhaber des Betriebs. Wird ein Gewerbe von mehreren Perſonen be⸗ 
trieben, fo haften dieſe für die Steuer als Geſamtſchuldner. 


1 


9 19. 


Die Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung $$ 4 bis 6 (Auslegung des Geſetzes, Mißbrauch von Formen 
und Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechtes), Sg 79 bis 82 (Entftehung und Fälligkeit des Steuer⸗ 
en e $$ 83 bis 100 (Geſchäftsfähigkeit, Vertretung, Vollmacht, Haftung), § 120 bis 126 (Verjährung), 
$$ 127 bis 134 und 136 (Erſtattungsanſprüche) finden ſinngemäß Anwendung. 


VI. Veranlagungsbehörde und Veranlagungsverfahren. 
9 20. 


Für die Veranlagung bildet jeder Kreis einen Veranlagungsbezirk. Die beteiligten Miniſter können in einzelnen 
Fällen eine abweichende Beſtimmung treffen. e | 


9 21. 


(1) Für jeden Veranlagungsbezirk iſt ein Gewerbeſteuerausſchuß zu bilden. Der Vorſitzende und fein Ver⸗ 
af werden von den beteiligten Miniſtern ernannt. Sie können mit der Ernennung nachgeordnete Behörden 
eauftragen. 


—— 


ee en 


(2) Die Mitglieder des Steuerausſchuſſes werden zum Teil von der Kreisvertretung, in Stadtkreiſen von 
der Gemeindevertretung, nach den Grundſätzen der Verhältniswahl auf 3 Jahre?) gewählt, zum Teil von den be⸗ 
teiligten Miniſtern oder den von ihnen beauftragten nachgeordneten Behörden nach Anhörung der amtlichen Be⸗ 
rufsvertretungen (Handelskammer und Handwerkskammer) ernannt. Die beteiligten Miniſter oder die von ihnen 
beauftragten nachgeordneten Behörden beſtimmen die Zahl der Mitglieder. Die Zahl der ernannten Mitglieder 
darf nicht größer ſein als die Hälfte der Zahl der gewählten Mitglieder. Die gewählten Mitglieder müſſen mindeſtens 
zur Hälfte Gewerbeſteuerpflichtige des Veranlagungsbezirkes ſein. 

(3) Auf Antrag iſt zu dem Ausſchuß ein Vertreter der zuſtändigen amtlichen Berufsvertretungen mit be⸗ 
ratender Stimme zuzulaſſen, ebenſo iſt, ſofern nicht der Kreis oder die Gemeinde mit der Veranlagung beauftragt 
iſt, zu dem Ausſchuſſe für Stadtkreiſe und kreisangehörige Städte mit mehr als 10000 Einwohnern ein Mitglied 
oder ein Vertreter des Vorſtandes der beteiligten Gemeinden, für Landkreiſe im übrigen der Vorſtand oder ein 
Mitglied des Kreisausſchuſſes mit vollem Stimmrechte zuzulaſſen. 

(4) Für die Stadtgemeinde Berlin iſt die Bildung von Gewerbeſteuerausſchüſſen durch Ortsgeſetz zu regeln. 
Falls ein Ortsgeſetz bis zum 31. Dezember 1923 nicht zuſtande kommt, erlaſſen die beteiligten Miniſter die er- 
forderlichen Beſtimmungen. 

§ 22. 

Die Veranlagung erfolgt durch den Gewerbeſteuerausſchuß. Das gleiche gilt für Nach- und Neuveranlagungen 

und für die Entſcheidung über Einſprüche ($ 33 Abſ. 1). 5 


Zur Entſcheidung über das Rechtsmittel der Berufung (§ 33 Abſ. 1 und 2) iſt bei jeder Regierung und für 


die Stadt Berlin bei der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion in Berlin ein Gewerbeſteuerberufungsausſchuß 
zu bilden. Er entſcheidet in der Beſetzung von einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. 


§ 24. 5 
(1) Die beteiligten Miniſter ernennen die Vorſitzenden der Berufungsausſchüſſe und ihre Stellvertreter auf 
die Dauer des Hauptamts aus den dem Regierungspräſidenten beigegebenen, zum Richteramt oder höheren Ver⸗ 
waltungsdienſte befähigten Beamten oder den Mitgliedern der Regierung. 


(2) Die Beiſitzer werden zum Teil von dem Provinzialausſchuß, in Berlin von dem Magiſtrat, nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl auf ſechs Jahre gewählt, zum Teil von den beteiligten Miniſtern nach Anhörung 
der amtlichen Berufsvertretungen ernannt. Die beteiligten Miniſter beſtimmen die Zahl der Beiſitzer. Die Zahl 
der ernannten Beiſitzer darf nicht größer fein als die Hälfte der Zahl der gewählten Beiſitzer. Die gewählten Bei⸗ 
ſitzer müſſen mindeſtens zur Hälfte Gewerbetreibende ſein. 


(3) Die Beiſitzer dürfen nicht Mitglieder eines Gewerbeſteuerausſchuſſes fein. 


8 25. 
Die Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung $ 8 Abſ. 2, 88 10, 13, § 14 Abſ. 4, § 16 Abs. 2 bis 4 8817 
18,9 22 Abf. 1, 9 24 Abſ. 1 und 2, 5 25 Abſ. 2, 5 26 Abſ. 1 und 4, 88 27 bis 31 (Ceilung und Alufſicht ber Ber 


hörden, Pflichten der Beamten, Stellung, Rechte und Pflichten der Ausſchußmitglieder, Wählbarkeit, Geſchäfts⸗ 
führung der Ausſchüſſe) finden ſinngemaͤß Anwendung. 


$ 26. 


f Die Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung (88 47 bis 50) über Ausſchließung und Ablehnung der Be- 
amten finden ſinngemäß Anwendung. 


9 27. 

: (1) Für die Veranlagung ift der Steuerausſchuß zuftändig, in deſſen Bezirk eine Betriebsſtätte zur Aus⸗ 
übung des Gewerbes unterhalten wird. Werden Betriebsſtätten in den Bezirken mehrerer Steuerausſchüſſe unter⸗ 
halten, ſo iſt der Steuerausſchuß zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich die Leitung des Unternehmens befindet. Iſt eine 
Leitung in Preußen nicht vorhanden, fo entſcheidet der Wohnſitz, hilfsweiſe der Aufenthalt des nach $ 28 dieſer 
Verordnung in Verbindung mit $ 71 der Reichsabgabenordnung beftellten Vertreters. 9 51 Abſ. 2 der Reichs⸗ 
abgabenordnung findet Anwendung. Bei Mangel eines Vertreters in Preußen iſt der Steuerausſchuß zuſtändig, 
in deſſen Bezirk ſich die Betriebsſtätte befindet, in welcher die höchſte Lohnfumme gezahlt wird. 


(2) Die Beſtimmungen der Reichsabgabenord 57 bi örtli ändigkeit) fi i i 
er g hsabgabenordnung $$ i8 63 Gi Juſtändigkeit) 5 ſinngemäß 


9 28. 


Die Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung 89 64 bis 72 (Friſten, Nachſicht wegen Verſäumung einer 
Ausſchlußfriſt, Zuſtellungen) und $$ 73 bis 78 (Verfügungen) finden finngemäß Anwendung. ö 5 


) Siehe $ 66a. 
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9 29. 


(1) Die beteiligten Miniſter beſtimmen, unter welchen Vorausſetzungen Gewerbetreibende zur Abgabe einer 
Steuererklärung verpflichtet ſind, und erlaſſen die erforderlichen weiteren Anordnungen. 


(2) Juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaften und alle zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten gewerblichen Unternehmen ſind verpflichtet, ohne 
beſondere Aufforderung ihren Geſchäftsbericht und Jahresabſchluß ſowie die darauf bezüglichen Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung alljährlich dem Vorſitzenden des Gewerbeſteuerausſchuſſes einzureichen. In gleicher Weiſe 
haben diejenigen Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, die zur Veröffentlichung ihrer Bilanz verpflichtet ſind, 
die Bilanz einzureichen. N 

$ 30. 


Aubůer den veranlagten Steuergrundbetrag erteilt der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes dem Steuerpflichtigen 
einen ſchriftlichen Veranlagungsbeſcheid. 


9 31. 


A 8 Aae Ergebnis der Veranlagung ift den hebeberechtigten Gemeinden vom Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes 
mitzuteilen. 


9 32, 


Auf die Ermittlung und Feſtſetzung des Steuergrundbetrags finden die Beſtimmungen der Reichsabgaben⸗ 
ordnung 89 168 bis 176 (Pflichten der Steuerpflichtigen), 85177 bis 185, 187, 188 (Pflichten anderer Perſonen zur 
Auskunft), 88 191 und 192 (Beiſtandspflicht der Behörden und Berufsvertretungen), $ 202 (Zwangsmitteh, 88204 
bis 216 (Ermittlungs- und Feſtſetzungsverfahren) mit der Ausnahme der $$ 212 Abſ. 3 und 214 Abſ. 2 finn- 
gemäß Anwendung. ’ 

9 33. 


(1) Gegen den Veranlagungsbeſcheid ſteht dem Steuerpflichtigen der Einſpruch an den Steuerausſchuß, dem 
Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes die Berufung an den Berufungsausſchuß zu. 


(2) Gegen die Einſpruchsentſcheidung ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen wie dem Vorſitzenden des Steuer⸗ 
ausſchuſſes die Berufung an den Berufungsausſchuß zu. 5 


(8) Gegen die Berufungsentſcheidung ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen wie dem Vorſitzenden des Steuer: 5 
ausſchuſſes die Rechtsbeſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 


9 34. 


Andere als die im $ 33 bezeichneten Verfügungen der mit der Veranlagung betrauten Behörden unterliegen 
der Beſchwerde. 


$ 35. 
Auf die Rechtsmittel finden die Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung $$ 221, 222 bis. 227 (Zuläſſigkeit 
der Rechtsmittel), 89 228 bis 238, 240 bis 243 (allgemeine Vorſchriften über das Verfahren), § 244 (Einſpruch), 
99245 bis 262, 263 Abſ. 2 und 3, 5264 (Berufung), 88 265 bis 276 (Rechtsbeſchwerde), 88 281 bis 283 (Beſchwerde⸗ 


verfahren), § 284 (Beſchlußverfahren vor dem Oberverwaltungsgerichte) „S9 285 bis 297 (Koſten des Verfahrens) mit 
der Maßgabe ſinngemäß Anwendung, daß gegen alle Verfügungen der Regierung die Beſchwerde zuläſſig iſt. 


VII. Zerlegung der Steuergrundbeträge. 
$ 36. 


(1) Befinden ſich zur Zeit der Veranlagung Betriebsſtätten desſelben gewerblichen Unternehmens in dem 
Bezirke mehrerer Gemeinden oder Gutsbezirke (Bekriebsgemeinden), ſo ſind die Steuergrundbeträge in die auf die 
einzelnen Gemeinden entfallenden Teile zu zerlegen. 


(2) Als Betriebsgemeinden eines Eiſenbahnunternehmens gelten die Gemeinden, in denen ſich der Sitz der 
Verwaltung, eine Station oder eine für ſich beſtehende Betriebs- oder Werkſtätte oder eine ſonſtige gewerbliche 
Anlage befindet. 

$ 37. 

(1) Die Zerlegung des Steuergrundbetrags nach dem Ertrag erfolgt derart, daß 

1. bei Verfiherungs-, Bank- und Kreditunternehmen das Verhältnis der in den einzelnen Gemeinden 
erzielten Roheinnahmen, 

2. in den übrigen Fällen das Verhältnis der in den einzelnen Gemeinden erwachſenen Ausgaben an 
Gehältern und Löhnen, jedoch ausſchließlich der von dem Geſamtüberſchuſſe berechneten Vergütungen 
(Tantiemen) des Verwaltungs- und Betriebsperſonals zugrunde gelegt wird. Bei Eiſenbahnen 
kommen die Gehälter und Löhne des in der allgemeinen Verwaltung beſchäftigten Perſonals nur 
mit der Hälfte, des in der Werkſtättenverwaltung und im Fahrdienſte beſchäftigten Perſonals nur 
mit zwei Dritteln ihrer Beträge in Anſatz. 
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(2) Erſtreckt ſich eine Betriebsſtätte über mehrere Gemeinden, ſo iſt der auf die Betriebsſtätte entfallende 
Steuergrundbetrag nach dem Ertrag auf dieſe Gemeinden nach der Lage der örtlichen Verhältniſſe unter Berück⸗ 
ſichtigung der in den beteiligten Gemeinden durch das Vorhandenſein der Betriebsſtätte erwachſenen Gemeinde⸗ 
laſten zu verteilen. 

(3) Bei der Zerlegung find Gemeinden (Gutsbezirke) nicht zu berücksichtigen, auf welche ein Anteil an dem 
Steuergrundbetrage nach dem Ertrage von weniger als 4 Reichsmark entfallen würde. Dieſer Anteil wächſt der 
Leitungsgemeinde zu. 

$ 38. N 

(1) Die Zerlegung des Steuergrundbetrags nach dem Gewerbekapital erfolgt nach Maßgabe des § 37. 

(2) Bei der Zerlegung ſind Gemeinden (Gutsbezirke) nicht zu berücksichtigen, auf welche ein Anteil an dem 
Steuergrundbetrage nach dem Kapital von weniger als 4 Reichsmark entfallen würde. Dieſer Anteil wächſt der 
Leitungsgemeinde zu. 

$ 38a. 

(1) Für die Ermittlung der Roheinnahmen und der Ausgaben an Löhnen und Gehältern ($ 37) zum Zwecke 

der Zerlegung iſt das dem Rechnungsjahre vorangegangene Kalenderjahr maßgebend. 


(2) If in einer Gemeinde (Gutsbezirk) eine Betriebsſtätte erſt nach Beginn des maßgebenden Kalender⸗ 
jahrs gegründet worden, fo iſt der Jahresbetrag der auf dieſe Gemeinde vorausſichtlich entfallenden Rohein⸗ 
nahmen beziehungsweiſe Löhne und Gehälter zu ſchätzen. 

(3) Verliert eine Gemeinde (Gutsbezirk) im Laufe des Rechnungsjahrs die Cigenſchaft einer Betriebs- 
gemeinde, ſo werden die auf ſie entfallenden Steuergrundbeträge nach dem Ertrag und dem Kapital in Abgang 
geſtellt. § 17 findet ſinngemäß Anwendung. a 

§ 39. 

(1) Die Zerlegung des Steuergrundbetrags nach der Lohnſumme erfolgt nach Maßgabe der Summe der 
Löhne und Gehälter, die in der Gemeinde, in deren Bezirk eine Betriebsſtätte unterhalten wird, an die in der 
Betriebsſtätte beſchäftigten Arbeitnehmer gezahlt worden ſind. 

(2) Erſtreckt ſich eine Betriebsſtätte über mehrere Gemeinden, ſo iſt der auf die Betriebsſtätte entfallende 
Steuergrundbetrag nach der Lohnſumme auf dieſe Gemeinden nach Maßgabe des § 37 Abſ. 2 zu verteilen. 


$ 39a. 
Auf die Zerlegung des Steuergrundbetrags nach der Lohnſumme findet § 16 Abf. 4 ſinngemäß Anwendung. 


9 40. 

09) Die Zerlegung iſt gleichzeitig mit der Veranlagung vorzunehmen. Der Zerlegungsbeſchluß iſt den Be⸗ 
teiligten (Gemeinden und Steuerſchuldner) zuzuſtellen. Gegen den Zerlegungsbeſchluß ſteht den Beteiligten binnen 
einer Friſt von einem Monate der Einſpruch bei dem Steuerausſchuſſe zu, gegen den Einſpruchsbeſcheid binnen 
gleicher Friſt die Berufung an den Berufungsausſchuß, gegen deſſen Entſcheidung binnen gleicher Friſt die Rechts- 
beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht. 

(2) Die beteiligten Gemeinden ſind berechtigt, Auskünfte ſowie Einſicht in die Nachweiſungen und Akten des 
Steuerausſchuſſes zu verlangen. 
$ 40a. 
Bei Verlegung der Betriebsſtätte im Laufe des Rechnungsjahrs tritt die erforderliche Übertragung der 
Steuergrundbeträge nach Ertrag und Kapital für den Reſt des Rechnungsjahrs ohne neue Veranlagung ein. 


VIII. Heranziehung und Erhebung durch die Gemeinden. 
9 41. 


050 Den Gemeinden iſt die Erhebung von Hundertſätzen (Zuschlägen) von den Steuergrundbeträgen geſtattet. 
Die Beſchlüſſe der Gemeinden über die Erhebung von Hundertſätzen ſind für das Rechnungsjahr zu faſſen. 


(e) Die Zuſchläge zu dem Steuergrundbetrage nach dem Kapital beziehungsweiſe nach der Lohnſumme ſollen 
die gleichen ſein wie die nach dem Ertrage. Die Gemeinden dürfen jedoch Abweichungen bis zum Doppelten be⸗ 
ſchließen. In beſonderen Ausnahmefällen können die Gemeinden auch darüber hinaus Abweichungen beſchließen, 
jedoch nur mit beſonderer Genehmigung der beteiligten Miniſter; § 56 Abſ. 3 des Kommunalabgabengeſetzes findet 


Anwendung. 

(3) Die Heranziehung hat hinſichtlich ſämtlicher zur Steuer veranlagter Gewerbebetriebe zu erfolgen. 

(4) Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln erfolgte Erhöhung oder Ermäßigung der veranlagten 
Steuergrundbeträge zieht die entſprechende Abänderung der Heranziehung zu der Steuer nach ſich. 


(5) Gemeindebeſchlüſſe, durch welche die Zuſchläge zu der Steuer nach der Lohnſumme erhöht werden, 
gelten nur für denjenigen Teil der Lohnſumme, für den die Zahlungen nach dem Inkrafttreten des Gemeindebe⸗ 
ſchluſſes zu leiſten ſind. yoga 


9 42. 


(1) Den Gemeinden ſteht es frei, zu beſchließen, daß der Fiſchfang, ſoweit er mit Dampfkraft oder mit 


ſonſtiger motoriſcher Kraft mit mehr als 50 P. S. oder mit mehr als fünf im Jahresdurchſchnitte beſchäftigten 
Arbeitnehmern betrieben wird, zur Gewerbeſteuer herangezogen wird. Beſchließt die Gemeinde die Heranziehung 
ſolcher Betriebe, ſo werden ſie von dem Gewerbeſteuerausſchuſſe nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
ieee Die Gemeinde hat dieſen Beſchluß vor Beginn des Rechnungsjahrs der zuſtändigen Veranlagungsbehörde 
mitzuteilen. 

(2) § 41 Abſ. 1 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 


(3) (Geſtrichen.) 
9 43. 


(1) Den Gemeinden iſt eine verſchiedene Abſtufung der Zuſchläge geſtattet: 
1, für Verſicherungs⸗, Bank, Kredit⸗ und Warenhandelsunkernehmen, die im Gemeindebezirk, ohne 
in ihm ihren Hauptſitz zu haben, Betriebsſtätten unterhalten (Zweigſtellenſteuer); 
2. für Betriebe der Gaſtwirtſchaft, der Schankwirtſchaft ſowie des Kleinhandels mit Branntwein oder 
nichtdenaturiertem Spiritus (Schankgewerbeſteuer). 
(2) Die Zuſchläge dürfen um nicht mehr als 20 vom Hundert über die in der Gemeinde ſonſt feſtgeſetzten 
Zuſchläge hinausgehen. f 
9 44. 


} 


Zuſchlagsbeſchlüſſe, die 200 vom Hundert überſteigen oder die Abweichungen gemäß $ 41 Abſ. 2 enthalten, 


bedürfen der Genehmigung. 
§ 45. 

(1) Soweit eine Genehmigung gemäß § 44 erforderlich iſt, müſſen die Berufsvertretungen der hiervon 
betroffenen Steuerpflichtigen vor Faſſung des Gemeindebeſchluſſes gehört werden. 

(2) In Gemeinden unter 3 000 Einwohnern ift dieſe Anhörung nur auf Antrag eines betroffenen Steuer⸗ 
pflichtigen erforderlich. 

(3) Als Berufsvertretungen im Sinne dieſer Vorſchriften gelten die zuſtändigen Handels⸗ und Handwerks⸗ 
kammern. Die Abgabe des Gutachtens kann auf von ihnen beſtimmte örtliche Vertretungen übertragen werden. 


(4) Die beteiligten Miniſter werden ermächtigt, rechtsverbindliche Beſtimmungen insbeſondere darüber 


zu erlaſſen, zu welchen Punkten die Berufsvertretungen ſich zu äußern haben und welche Unterlagen den Berufs⸗ 


vertretungen zu übermitteln ſind, ſowie die Fristen feſtzuſetzen, innerhalb deren die Verhandlungen zwiſchen den 
Gemeinden und den Berufsvertretungen zu führen ſind. 


§ 46. 
(1) Auf Grund des Veranlagungsbeſcheids ($ 30) und eines etwa ergangenen Zerlegungsbeſchluſſes ($ 40) 
erfolgt die Heranziehung durch die Gemeinde unter Berückſichtigung der beſchloſſenen Zuſchläge (§ 41ff.). 
(2) $$ 61 und 62 des Kommunalabgabengeſetzes finden ſinngemäß Anwendung. 


$ 47. 


er 


Auf die Erhebung der Steuer finden $$ 65 und 66 des Kommunalabgabengeſetzes ſinngemäß Anwendung. 


9 47a. . 

(1) Die Gewerbeſteuer nach dem Ertrag und Kapital iſt in vierteljährlichen Teilen bis zum 15. des zweiten 

Monats des Kalendervierteljahrs, die Steuer nach der Lohnſumme, ſofern die Gemeinde nicht einen längeren 
Zeitraum beſtimmt, für jeden Monat bis zum 15. des folgenden Monats zu entrichten. 

(2) Mit der Entrichtung der Lohnſummenſteuer hat der Steuerſchuldner der hebeberechtigten Gemeinde 

eine Erklärung über die Höhe der in der Betriebsſtätte erwachſenen Lohnſumme und die Zahl der in dieſer beſchäf⸗ 

tigten Arbeitnehmer abzugeben. Dieſe Erklärung gilt als Steuererklärung. $ 56 findet ſinngemäß Anwendung. 


9 48 


Hinſichtlich der Rechtsmittel gegen die Heranziehung finden die 88 69 und 70 des Kommunalabgabengeſetzes 
ſinngemäß Anwendung. 
§ 49. 


Die Gemeinden ſind berechtigt, Vereinbarungen mit Steuerpflichtigen über die Höhe der Steuer abzuſchließen. 
Die Vereinbarungen können auf ein oder mehrere Rechnungsjahre abgeſchloſſen werden. Sie bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung. 

5 § 50. 5 

() Steuerbeträge können von dem Gemeindevorſtand oder der mit der Heranziehung beauftragten Stelle 
geſtundet und, wenn ihre Beitreibung ohne Ausſicht auf Erfolg fein oder die Koſten der Beitreibung außer Ver⸗ 
hältnis zu dem Betrage der Steuer ſtehen würde, niedergeſchlagen werden. 

(2) Von den gleichen Stellen können auch veranlagte Steuerbeträge, deren Einziehung nad) Lage der Sache 
unbillig wäre, in einzelnen Fällen ermäßigt oder erlaſſen werden. 


— 29 — 


IX. Berückſichtigung der Steuergrundbeträge bei Umlagen anderer Verbände. 
$ 51. 

Der Fehlbetrag der Kreiſe und Provinzen gemäß den $$ 7 und 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
vom 23. April 1906 in der Faſſung vom 3. Juni 1922 und die Handelskammerbeiträge gemäß § 26 des Geſetzes 
über die Handelskammern vom 24. Februar 1870 in der Faſſung vom 19. Auguſt 1897 find nach den auf die ein⸗ 
zelnen Gemeinden entfallenden Steuergrundbeträgen umzulegen, der Fehlbetrag der Kreiſe und Provinzen jedoch 
derart, daß der auf die einzelnen Gemeinden entfallende Steuergrundbetrag nach der Lohnſumme nur zur Hälfte 
in Anrechnung kommt. 


X. Verpflichtung von Betriebsgemeinden zu Leiſtungen an Wohngemeinden. 
9 52. 

(1) Wohnen in einer Gemeinde (Wohngemeinde) mehr als 20 Lohnſummenempfänger, welche in einer 
anderen Gemeinde (Betriebsgemeinde) beſchäftigt ſind, ſo hat die Betriebsgemeinde der Wohngemeinde aus den 
ihr gemäß § 47a regelmäßig zufließenden Zahlungen an Kapitalſteuer oder Lohnſummenſteuer einen Anteil nach 
Maßgabe des Verhältniſſes der betreffenden Lohnſummenempfänger in der Wohngemeinde zur Geſamtzahl der 
Lohnfummenempfänger in der Betriebsgemeinde zu entrichten. 

(2) Über die Höhe der Zahlungen und die Art der Verrechnung können die Gemeinden Vereinbarungen 
treffen. f : 

(3) Liegt die Betriebsſtätte in einem Gutsbezirke, ſo hat der Kreisausſchuß auf Antrag der Wohngemeinde 
unter Berückſichtigung der Lohnſummenſteuer der Wohngemeinde oder gleichartigen Gemeinden des Kreiſes oder 
Regierungsbezirkes einen Betrag feſtzuſetzen, welchen der Gutsbeſitzer für jeden Lohnſummenempfänger an die 
Wohngemeinde zu entrichten hat. Der Gutsbeſitzer kann dieſen Betrag auf die Gewerbetreibenden des Gutsbezirkes, 
welche die in der Wohngemeinde wohnenden Arbeiter beſchäftigen, nach Maßgabe der an dieſe gezahlten Lohnſummen 
unterverteilen. 

(4) Über Streitigkeiten zwiſchen Betriebsgemeinde und Wohngemeinde beſchließt der Kreisausſchuß, ſofern 
eine Stadtgemeinde beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß endgültig. Iſt die Stadt Berlin beteiligt, fo beſttmmt der 
Miniſter des Innern den Bezirksausſchuß, der zu beſchließen hat. 


§ 52a. 
(Fällt fort.) 


XI. Vorauszahlungen. 
9 53. 


(1) Bis zum Empfange des Veranlagungsbeſcheids über die Gewerbeſteuer nach dem Ertrage hat der 
Steuerſchuldner auf dieſe Steuer Vorauszahlungen nach den bisherigen Beſtimmungen unter Zugrundelegung 
der jeweils geltenden Zuſchläge zu leiſten. 


(z) Bis zum Empfange des Veranlagungsbeſcheids über die Gewerbeſteuer nach dem Kapital und bis 
zur Beſchlußfaſſung der Gemeinde über die Höhe des Zuſchlags zur Gewerbeſteuer nach dem Kapital hat der 
Steuerſchuldner auf dieſe Steuer Vorauszahlungen nach Maßgabe der zuletzt veranlagten Steuer nach dem Ge— 
werbekapital und der für das vorangegangene Rechnungsjahr beſchloſſenen Zuſchläge zu leiſten. 


; (3) ‚Die Zahlungen auf die Lohnſummenſteuer find bis zur Beſchlußfaſſung über die Höhe der Zuſchläge, 
längſtens jedoch bis zum 30. Juni, nach Maßgabe der für das vorangegangene Rechnungsjahr zuletzt beſchloſſenen 
Zuſchläge fortzuentrichten. § 41 Abſ. 5 findet Anwendung. 


$ 54. 
(Fällt fort.) 
$ 55. 
(Fällt fort.) 


9 56. N 


Über Streitigkeiten, die anläßlich der Feſtſetzung und Entrichtung von Vorauszahlungen zwiſchen hebe⸗ 
berechtigten Gemeinden und Steuerſchuldner entſtehen, entſcheidet auf Beſchwerde der für die Veranlagung der 
Steuergrundbeträge zuſtändige Gewerbeſteuerausſchuß (§ 27) endgültig. 


9 57. 
(Fällt fort.) 
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Xu. Meldepflichten. 
$ 58. 
(1) Wer an einem Orte innerhalb Preußens einen Gewerbebetrieb anfängt oder übernimmt, hat der Ge⸗ 


meindebehörde dieſes Ortes vorher oder gleichzeitig hiervon Anzeige zu machen. Dieſer Verpflichtung wird durch 
die Anzeige nach § 14 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich genügt. 


(2) Die Vorſtände der Gemeinden (Gutsbezirke) haben von allen bei ihnen eingehenden Anmeldungen ; 
mache einer Friſt von einem Monate dem Vorſitzenden des zuſtändigen Steuerausſchuſſes Mitteilung zu 
machen. 


$ 59. 
Hört ein Gewerbebetrieb auf, fo iſt er bei dem Vorſitzenden des zuſtändigen Steuerausſchuſſes ſchriftlich 
abzumelden. 
$ 60. 
Die Vorſchriften der 88 58 und 59 finden auf die Eröffnung, Übertragung und Aufgabe von Zweigbetrieben 
ſinngemäß Anwendung. 


XIII. Strafvorſchriften. 
$ 61. 
(1) Wer die nach dieſer Verordnung zu entrichtende Steuer hinterzieht, wird mit einer Geldſtrafe vom 
ein⸗ bis zwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldftrafe kann auf Gefängnis er⸗ 
kannt werden. 
(2) Im übrigen finden die Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung $$ 355 bis 364, 366, 367, 369, 
372 bis 378, 381 bis 384 (Strafrecht), § 385 (allgemeine Vorfehriften über das Strafverfahren), $$ 386 bis 420, 
422, 423, 424 Abſ. 1 bis 3, 425 (Verwaltungsſtrafverfahren), 88 426 bis 442 (gerichtliches Verfahren) und § 443 
(Niederſchlagung) ſinngemäß Anwendung. 


XIV. Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 
$ 62. 4 
(1) Die der Regierung zugewieſenen Befugniſſe und Obliegenheiten werden für die Stadt Berlin von der 
Preußiſchen Bau⸗ und Finanzdirektion in Berlin wahrgenommen. 5 
(2) Zum Vorſitzenden des bei der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion gebildeten Berufungsausſchuſſes 
kann auch ein Verwaltungsgerichtsdirektor des Bezirksausſchuſſes zu Berlin beſtellt werden. 


$ 62a. 

Die Betriebe des Preußiſchen Staates werden nicht als ein einheitliches ſteuerpflichtiges Gewerbe im Sinne 
des § 4 Abſ. 1 Satz 1 veranlagt. Die mit der Ausführung der Gewerbeſteuerverordnung beauftragten Miniſter 
treffen Beſtimmung über die Abgrenzung der einzelnen Betriebe des Preußiſchen Staates und über die Zuſtändig⸗ 
keit zu ihrer Veranlagung. 


Te 


8 63. 

Wo in dieſer Verordnung Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung für ſinngemäß anwendbar erklärt 
ſind, treten an die Stelle des Reichs der Staat, an die Stelle der Finanzbehörden die mit der Verwaltung der Ge- 
werbeſteuer betrauten Behörden, an die Stelle des Finanzamts der Vorſitzende des Gewerbeſteuerausſchuſſes, 
an die Stelle des Landesfinanzamts die Regierung, an die Stelle des Reichsminiſters der Finanzen der Finanz⸗ 
miniſter, an die Stelle des Finanzgerichts und ſeiner Kammern der Berufungsausſchuß, an die Stelle des Reichs ⸗ 
finanzhofs das Oberverwaltungsgericht. 


8 64. 
Die beteiligten Miniſter werden ermächtigt, die zur Durchführung der Behördenorganiſation erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen und bis zu dieſer Durchführung abweichende Beſtimmungen zu erlaſſen. Die Zuſtändig⸗ 
keit des Oberverwaltungsgerichts darf nicht berührt werden. 


5 65. 
(1) Die Verwaltung der Gewerbeſteuer liegt den Stadt- und Landkreiſen und denjenigen kreisangehörigen 
Gemeinden, die bereits im Rechnungsjahre 1922 eine beſondere Gewerbeſteuer erhoben haben, ob. Die Wahl der 
Mitglieder des Steuerausſchuſſes bei denjenigen kreisangehörigen Gemeinden, denen die Verwaltung der Gewerbe ⸗ 
ſteuer obliegt, erfolgt entſprechend § 21 Abſ. 2 durch die Gemeindevertretung. Der die Verwaltung führende Land⸗ 
kreis darf 5 vom Hundert des Solls der Steuergrundbeträge in den kreisangehörigen Gemeinden (Gutsbezirken), 
für die er die Veranlagung vornimmt, von dieſen zur Deckung der mit der Verwaltung verbundenen Unkoſten 
beanſpruchen. 5 
(2) Soweit die Verwaltung der Gewerbeſteuer von den Kreiſen oder Gemeinden abgelehnt wird, können 
die beteiligten Minifter gemäß § 19 der Reichsabgabenordnung bei dem Reichsminiſter der Finanzen beantragen, 


a 


daß die Verwaltung der Gewerbeſteuer Behörden der Reichsfinanzverwaltung übertragen wird. Die Zuſtändigkeit 
des Oberverwaltungsgerichts darf nicht berührt werden. 
(2) Die Gewerbeſteuerausſchüſſe ſind bei den Stellen zu bilden, welche die Steuer verwalten. 


9 66. 

In Gemeinden, die mit der Verwaltung der Gewerbeſteuer beauftragt ſind, können die Verfahren für die 
Veranlagung der Steuergrundbeträge (88 33ff.) und für die Heranziehung (88 46ff.) miteinander verbunden 
werden. Die beteiligten Miniſter können die hierfür erforderlichen Maßnahmen treffen. 


i $ 66a. 
Die Amtsdauer der auf Grund des $ 21 der Gewerbeſteuerverordnung gewählten und ernannten Mitglieder 
der Steuerausſchüſſe wird bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung verlängert. 


Artikel II. 


Mit dem 1. Januar 1924 werden vorbehaltlich der Anwendung auf frühere Fälle aufgehoben: 
1. das Gewerbefteuergefeß vom 24. Juni 1891 (Gefebfamml. S. 205) b 
2. die dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (Geſetzſamml. S. 152), namentlich auch die $$ 28 bis 32 und 53 des Kommunalabgabengeſetzes 
und die auf Grund des § 29 des Kommuncalabgabengeſetzes erlaſſenen beſonderen Gewerbeſteuer⸗ 
ordnungen der G meinden; 5 8 
„die dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staats- 
ſteuern vom 14, Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 119); 
„die Geſetze vom 30. Mai 1853 (Geſetzſamml. S. 449) und vom 16. März 1867 (Geſetzſamml. S. 465), 
betreffend Eiſenbahnabgabe ; 
. (geftrichen) / 8 . 
die auf die Gewerbeſteuer bezüglichen Vorſchriften des Fürſtlich Hohenzollernſchen Landesgeſetzes 
vom 30. Auguſt 1834 (Gefeßfamml. Bd. 4 S. 95). 


Artikel III. 


S PB. 


(1 bis 4). (Fallen fort.) 

(5) Die Veranlagung und Erhebung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1927 erfolgt nach dieſer 
Verordnung. Im übrigen gelten die Beſtimmungen dieſer Verordnung bis zum 31. März 1928. 

5 : Artikel IV. : 

Die beteiligten Miniſter werden ermächtigt, die Verwaltung der Steuer vom Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen und der Wanderlagerſteuer, ſoweit ſie vor Einrichtung der Reichsfinanzverwaltung der Direktion für die 
Verwaltung der direkten Steuern oblag, für Berlin auf die Preußiſche Bau⸗ und Finanzdirektion zu übertragen. 

Artikel V. 

Dieſe Verordnung gilt nicht für die Inſel Helgoland. 


Artikel M. 


Mit der Ausführung dieſer Verordnung wird der Finanzminiſter unter Mitwirkung des Miniſters des Innern 
und des Miniſters für Handel und Gewerbe beauftragt. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
(3 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
I. Im Minifterialblatt für die innere Verwaltung Nr. 1 vom 5. Januar 1927 iſt ein Runderlaß des 
Miniſters des Innern, des Finanzminiſters, des Miniſters für Handel und Gewerbe und des Miniſters für 


Volkswohlfahrt vom 24. Dezember 1926 über Koſtenpauſchſatz (Gebühren) im Verwaltungsſtreitverfahren 
verkündet, der am 1. Januar 1927 in Kraft getreten iſt. Er a ; 5 15 


Berlin, den 9. März 1927. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


i 2. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 50 vom 1. März 1927 iſt eine 
Bekanntmachung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten über die Anderung der Satzungen 
der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Oſtpreußen vom 25. Februar 1927 verkündet, die am 2. März 1927 
in Kraft getreten iſt. f i et 


Berlin, den 12. März 1927. 5 
Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefekfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. 


N 


2 


10. 


108 


12, 
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„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Januar 1927 


Lee, 
Bekanntmachung. | 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Dezember 1926 
S Genehmigung von Anderungen der Satzung des Berliner Pfandbriefamts (Berliner 
Stadtſchaft) f 

durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 11. S. 55, ausgegeben am 12. März 1927; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Januar 1927 


über die Genehmigung zur Anderung der Firma und zur Erweiterung des Zweckes der 
Reinickendorf⸗Liebenwalde⸗Groß Schönebecker Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 8 S. 35, ausgegeben am 19. Februar 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Wedel für die Verbindung 
der öffentlichen Wege Parzellen 43 und 44 des Gemeindebezirkes Wedel 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 8 S. 45, ausgegeben am 19. Februar 1927; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Januar 1927 


über die Ausdehnung des dem Provinzialverbande der Provinz Schleſien durch Königliche Ver⸗ f 
ordnung vom 11. März 1907 verliehenen, auf den Provinzialverband der Provinz Niederſchleſien 
übergegangenen Enteignungsrechts für die Errichtung von Anlagen für die Übertragung und 
Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb von Teilen der Kreiſe Bunzlau und Goldberg⸗ 
Haynau auf das geſamte Gebiet dieſer Kreiſe 

durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 8 S. 39, ausgegeben am 26. Februar 1927) 


Ri 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Januar 1927 6 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Birnbaum ⸗Meſeritz⸗ 
Schwerin a. W., e. G. m. b. H. in Meſeritz, für den Bau von Hoch- und Niederſpannungs⸗ 
leitungen für die Verſorgung der Kreiſe Meſeritz und Schwerin mit elektriſchem Strom 


— 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schneidemühl Nr. 7 S. 44, ausgegeben am 19. Februar 1927; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1927 


4 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Lembeck für den chauſſeemäßigen 7 
Ausbau des Weges von Lembeck nach Reken 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 7 S. 33, ausgegeben am 12. Februar 1927; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Januar 1927 


„ 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Sachſen⸗Anhalt, Aktien⸗ 

geſellſchaft in Halle a. S., für den Bau je einer Hochſpannungsleitung von Gröbers nach 

Großkugel und von Gröbers nach Osmünde 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 8 S. 51, ausgegeben am 19. Februar 1927 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Januar 1927 i 


über die Genehmigung eines Nachtrags zur Satzung der Schleſiſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 7 S. 43, ausgegeben am 12. Februar 1927; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Februar 1927 : b 


über die Genehmigung eines Nachtrags zur Landſchaftsordnung der Pommerſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 8 S. 23, ausgegeben am 19. Februar 1927 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Februar 1927 

über die Genehmigung eines Nachtrags zur Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft 

für den Kleingrundbeſtz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 8 S. 24, ausgegeben am 19. Februar 1927; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1927 

über die Genehmigung eines Nachtrags zur Satzung der Schleſiſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 10 S. 63, ausgegeben am 5. März 1997; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Februar 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Zweckverband für den Bau und Betrieb 
des zentralen Waſſerwerkes zur Verſorgung der Gemeinde Löderburg und des Gutsbezirkes 
Athensleben in Löderburg fuͤr die Errichtung eines Waſſerturms 

durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 10 S. 35, ausgegeben am 5. März 1927. 


— 


— 
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2 Den laufenden Bezug der Preußischen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten. 
Altere Jahrgänge und Einzelnummern können nur unmittelbar vom Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 7 


